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Liebe Leserinnen und Leser,

hiermit erhalten Sie wieder Informationen über die Arbeit 
unserer AfD-Fraktion im Landtag von Nordrhein-West-
falen. Während sich die etablierten Parteien auf die eta-
blierten Medien verlassen können, müssen wir unsere 
 Öffentlichkeitsarbeit vor allem selbst übernehmen. Und wir 
werden dabei immer erfolgreicher: Ob Facebook, Twitter 
oder Instagram, unsere Reichweite in den sozialen Medien 
wächst massiv. Es ist daher auch kein Wunder, dass die al-
ten Parteien nicht nur den ihr gewogenen öffentlich-recht-
lichen Rundfunk durch Zwangsgebühren ausbauen oder, 
wie die SPD, gleich ganze Zeitungen besitzen. Sie wollen 
auch die bisher freien sozialen Medien so regulieren, dass 
unser dortiger Erfolg behindert werden soll. 

Wir lassen uns aber nicht irre machen. Die Wahrheit findet 
immer einen Weg, so auch durch unser Magazin „Blickwin-
kel“. Ich möchte Sie bitten: Helfen Sie uns beim Aufbau 
einer Gegenöffentlichkeit. Teilen Sie unsere Facebook-Bei-
träge, versenden Sie sie über WhatsApp und bestellen Sie 
sich kostenlos weitere Exemplare unseres Magazins. Legen 
Sie den Blickwinkel beim Arzt und Friseur aus oder werfen 
Sie ein paar in die Briefkästen ihrer Heimatstadt. Es reicht 
nicht, sich nur über die Einseitigkeit der alten Medien zu 
beschweren: Wir alle können etwas tun. Und ich glaube 
nicht, dass Sie als Einzelner überfordert sind, wenn Sie 10 
Exemplare auf die eine oder andere Weise verteilen. Wenn 
das mit Ihnen 1.000 Leser tun, haben wir schon 10.000 
weitere Menschen erreicht. 

Als Fraktion stehen wir täglich im Feuer, im Plenum, in 
den Ausschüssen, in den Kommissionen. Wir werden da-
bei immer professioneller. So professionell, dass die ande-
ren mittlerweile bei uns abschreiben. Sie können darauf 
bauen, dass wir klug und konziliant, aber auch robust und 
durchsetzungsstark unsere und Ihre Positionen vertreten. 
All das wäre ohne die breite Unterstützung aus der Partei 
und ihrem Umfeld nicht möglich. Daher will ich an die-
ser Stelle all jenen danken, die sich in der Familie und der 
 Öffentlichkeit für uns und unsere Sache einsetzen. Neh-
men Sie unseren Blickwinkel als Leistungsnachweis und 
Mosaikstein der Öffentlichkeitsarbeit. 

Der Druck auf uns nimmt zu, auch und vor allem, weil wir 
immer erfolgreicher werden. Den alten und verbrauchten 
Parteien bleibt oft nur noch das Mittel der Repression (z. B.  
durch den instrumentalisierten Verfassungsschutz). Aber 
so sicher ich mir bin, dass die Altparteien das anwenden 
werden, so sicher bin ich auch: Wir werden das überstehen 
und genau deswegen gestärkt daraus hervorgehen. Ein ers-
ter Gradmesser werden die kommenden Kommunalwahlen 
sein. Als Fraktion ziehen wir mittlerweile von Stadt zu Stadt 
und Kreis zu Kreis, um nicht nur unsere Arbeit im Landtag 
vorzustellen, sondern vor allem auch, um mit Ihnen ins Ge-
spräch zu kommen und dadurch Informationen und Anre-
gungen mitzunehmen. Sprechen Sie mich gerne an, wenn 
wir auch in Ihre Heimatstadt kommen sollen. Ich will 
keine abgehobene Fraktion, die sich in der Blase Landtag 
verschanzt, sondern ich will Ihre Anliegen mit nach Düs-
seldorf nehmen und dort parlamentarisch umsetzen. Die 
letzte Spiegel-Umfrage gibt uns 10 Prozent. Das ist zwar 
eine Steigerung, aber das reicht mir nicht. Ich will mehr 
und es geht mehr. 

Packen wir gemeinsam an. Wir haben jeden Grund souve-
rän und selbstbewusst nach vorne zu gehen. Und zusam-
men werden wir das auch schaffen.

EditorialEINBLICKE 
UND AUFTRITTE
„Gäste so begrüßen zu dürfen, ist das Ergebnis von 
über 6 Jahren harter Arbeit.“ Wer diesen Satz hört, ist 
wahrscheinlich zu Besuch bei einer Veranstaltung in 
der Serie „Fraktion vor Ort“, bei der unsere Abgeord-
neten in den Kreisverbänden referieren und mit den 
Bürgern sprechen. Sie werden angekündigt von Jörg 
Feller, der diese Veranstaltungen moderiert und durch 
den ganzen Abend führt.

Charmant und humorvoll stellt er Fragen, kündigt 
die Redner an oder verkürzt Wartezeiten mit launigen 
Anekdoten. Und da fällt ihm auch so einiges ein – als 
‚Mann der ersten Stunde‘ hat er schon einiges erlebt in 
der noch jungen AfD.

Sein Talent als Moderator wurde eher zufällig entdeckt und 
wird nun auch anderweitig gerne genutzt, zum Beispiel 
beim Neujahrsempfang der Fraktion. Jörg Feller verbucht 
diese Einsätze unter der Rubrik Freizeit, denn hauptberuf-
lich stellt er der Fraktion seine Expertise als Diplom-Volks-
wirt zur Verfügung. Der zweifache Familienvater ist Fach-
referent für Wirtschaft und Energie und gehört damit zum 
Kreis der wissenschaftlichen Mitarbeiter der Fraktion.

Das mit den „6 Jahren harter Arbeit“ ist übrigens keine 
Floskel. Den Fraktionsmitgliedern und den Parteiangehöri-
gen unter den Zuhörern ist das sehr bewusst und alle ande-
ren Gäste sollten es auch wissen: Der beispiellose Erfolg der 
noch jungen Partei ist vor allem dem großen Engagement 
seiner Mitglieder zu verdanken, die trotz des enormen Wi-
derstands, gegen den sie sich nahezu von Beginn an haben 
stemmen müssen, erfolgreich daran gearbeitet haben, die 
AfD in alle Landtage, den Bundestag und das Europaparla-
ment zu bringen.

Jörg Feller weiß das, denn er war dabei.

Unsere Veranstaltungen finden Sie hier: 

afd-fraktion.nrw/events, facebook.com/afdfraktionNRW – oder per QR-Code

Wir würden uns freuen, Sie bei uns (wieder) begrüßen zu dürfen.
Lernen Sie uns kennen!

Markus Wagner, Mitglied des Landtags, 
Fraktionsvorsitzender
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Die Folgen der demografischen Katastrophe sind in 
Deutschland allgegenwärtig. Zum einen werden wir 

erfreulicherweise immer älter, zum anderen ist die Geburten-
rate seit Jahrzehnten anhaltend niedrig. Die Pflege alter und 
kranker Menschen wird durch diese Schieflage zunehmend 
schwieriger.

Die Pflegebedürftigkeit betrifft vor allem betagte Frauen 
und Männer. Sind bis 80 lediglich 10 Prozent aller Men-
schen pflegebedürftig, steigt der Wert ab dann deutlich an. 
Menschen über 90 Jahren bedürfen regelmäßig pflegerischer 
Unterstützung. 

Obwohl es so viel Pflegebeschäftigte wie noch nie gibt und 
die stationären und ambulanten Einrichtungen in NRW 
wachsen, wird mindestens die Hälfte aller Pflegebedürftigen 
privat gepflegt. Ohne die Leistungen im familiären Umfeld 
wäre die Situation der Pflege viel verheerender. Alarmierend 
ist die wissenschaftliche Einschätzung, dass ihr Anteil künftig 
sinken wird. Die veränderten Lebenssituationen, darunter 
die Berufstätigkeit von Frauen, wird die Bereitschaft und 
Möglichkeiten, Angehörige familiär zu versorgen, weiter ein-
schränken.

Laut Fachleuten muss sich die Zahl der Pflegekräfte ver-
doppeln, um das heutige Niveau zu halten. Dabei soll die 
Reform der Pflegeberufe helfen, deren Grundstein eine ge-
neralistische Ausbildung mit späterer Spezialisierung ist. Das 
kann ein Schritt in die richtige Richtung sein. Es bleibt aber 
fraglich, ob die Anzahl der Auszubildenden deshalb ausrei-
chend zunimmt.

Bundesgesundheitsminister Spahn wollte das Problem mit 
seinem Pflegepersonal-Stärkungsgesetz lösen. Vollmundig 
verkündete er 12.000 neue Stellen – eine Farce, wenn man 

daran denkt, dass schon 2017 über 30.000 Stellen unbesetzt 
blieben. Laut einer Studie des Deutschen Instituts für an-
gewandte Pflegeforschung gibt ein Großteil der Arbeitgeber 
an, mittlerweile Personal einzustellen, das sie vor fünf Jahren 
noch abgelehnt hätten. 

Alle sind sich einig: Die Pflegeberufe sollen attraktiver wer-
den – trotzdem wurde die längst überfällige Gehaltsanglei-
chung der Altenpflege versäumt. Während das Gehalt in der 
Krankenpflege im Durchschnitt 3.239 Euro brutto beträgt, 
sind es für Altenpfleger lediglich 2.621 Euro. Vor dem Hin-
tergrund der neuen einheitlichen Ausbildung birgt das die 
Gefahr, dass sich Schüler allein aus finanziellen Gründen 
gegen die Altenpflege entscheiden. 

Für viele Quereinsteiger ist die verkürzte Pflegehelfer-Aus-
bildung der bevorzugte Einstieg in den Pflegeberuf. Die Al-
ten- und Krankenpflege umfassen ein sehr vielseitiges Auf-
gabenfeld. Zahlreiche Handgriffe können von den Helfern 
ausgeführt werden. Eine starre Fachkraftquote erschwert hier 
den Arbeitgebern die Entlastung des qualifizierten Personals 
durch fähige Helfer. Der Nutzen einer starren Quote er-
schließt sich vielen Praktikern und auch dem Berufsverband 
der privaten Pflegedienstanbieter (bpa) nicht. Warum die 
Qualität der Pflege in einem Haus sinken soll, weil eine weite-
re Helfer-Kraft hinzukommt, ist für sie nicht nachvollziehbar. 

Die Politik hat über Jahrzehnte die Konsequenzen der de-
mografischen Entwicklung ausgeblendet. Die Leidtragenden 
sind heute unsere Alten und Kranken. Sie sind auf mensch-
liche Fürsorge angewiesen. Wer sich in der Pflege engagiert 
– ob nun professionell oder innerhalb der Familie – verdient 
unsere ganze Anerkennung!

Iris Dworeck-Danielowski
Mitglied des Landtags

Von den etwa 300 Ferien- und Wochenendhausgebieten 
in NRW haben sich einige zu normalen Wohngebie-

ten entwickelt, in denen die meisten Einwohner seit vielen 
Jahren dauerhaft wohnen. Dies ist grundsätzlich zwar nicht 
zulässig, ist aber lange geduldet worden. 

Allein im Kreis Kleve sind mindestens drei Wohngebiete 
betroffen: Eyller See, Oybaum und Wisseler See. Insgesamt 
könnten 60.000 Eigentümer bzw. Bewohner in NRW be-
troffen sein. Eine touristische Nutzung findet dort trotz der 
ursprünglichen Einordnung kaum oder gar nicht mehr statt. 
Mit einer Änderung der Landesverordnung zum „Landesent-
wicklungsplan Nordrhein-Westfalen“ schiebt die Landesre-
gierung nun dem Dauerwohnen dort einen Riegel vor. 

Den Einwohnern droht das endgültige Aus, im eigenen oder 
angemieteten Haus dauerhaft wohnen zu können. Die Ge-
meinde wird sie auffordern auszuziehen. Lautstark Woh-
nungsmangel beklagen und mutwillig bestehenden Wohn-
raum vernichten – so sieht die Politik etablierter Parteien 
aus. Unsere Fraktion steht an der Seite der Bewohner und 
hat vor der Abstimmung am 12. Juli 2019 nochmals einen 
Antrag zur Änderung des Landesentwicklungsprogramms 
eingebracht. Damit sollte Gemeinden im Einzelfall die bau-
rechtliche Möglichkeit eröffnet werden, aus Wochenend- 
und Ferienhausgebieten normale Wohngebiete zu machen. 
Unser Antrag wurde aber von allen anderen niedergestimmt. 

Mit dem Inkrafttreten der neuen „Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über den Landesentwicklungsplan“ am 24. 
Juli 2019 ist dieser Weg endgültig verbaut. Die zuständigen 
Behörden werden dem illegalen Wohnen mit Ordnungs-
maßnahmen ein Ende bereiten müssen.

Wie kann man noch per Verordnung seine Wohnung ver-
lieren? Durch Mängel beim Brandschutz. Durch einen ka-
tastrophalen Hochhausbrand in London war 2017 die Pro-
blematik brandgefährdeter Fassadenverkleidungen in den 
Blickpunkt geraten. Eine Anfrage bei den 40 größten Städten 

Deutschlands ergab, dass gerade auch Großstädte wie Köln, 
Düsseldorf und Essen bisher auf eine systematische Prüfung 
von Hochhausfassaden verzichtet hatten. 

In Dortmund ergab eine außerplanmäßige Brandschau noch 
andere Probleme, sodass die zuständige Baubehörde 2018 
die Schließung des Wohnkomplexes Hannibal II anordnete. 
800 Mieter mussten sich von heute auf morgen eine neue 
Unterkunft suchen. 

Weitere Beispiele sind ein Gebäudekomplex in Bochum mit 
70 Bewohnern 2018 und die Räumung eines Hochhauses 
mit 60 Wohnungen in Bergkamen im Mai 2019. Da dem 
Brandschutz eine überragende Bedeutung im Bauordnungs-
recht beigemessen wird, reagieren die Behörden in der Regel 
unverzüglich mit einer Räumungsanordnung, sobald z. B. 
bei regulären Brandschauen oder Brandereignissen erhebli-
che Mängel festgestellt werden. 

Die Sicherheit von Menschen steht auch für uns im Mit-
telpunkt der Politik, aber im Einzelfall sollten auch ande-
re Maßnahmen möglich sein, um eine rasche Beseitigung 
von Brandschutzmängeln zu erreichen. Dies könnten etwa 
Maßnahmen wie mobi-
le Brandmeldeanla-
gen, Brandwachen 
usw. sein, um mas-
sive Eingriffe wie 
Räumungen zu ver-
meiden. Die Politik 
überzieht leider oft 
zu Lasten des ge-
sunden Menschenverstan-
des, kurz: Gut gemeint ist 
oft nicht gut gemacht!

Roger Beckamp 
Mitglied des 
Landtags

T H E M E N
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Das Schicksal von rund 200 entlassenen Bergleuten war 
Thema im Landtag. Ihre Sorgen wurden von der AfD 

ernst genommen. Die anderen Parteien warfen ihnen da-
gegen vor, selbst schuld an ihrem Schicksal zu sein.

Ausgangspunkt der Debatte war das Versprechen der 
Ex-Ministerpräsidentin Hannelore Kraft (SPD) und ihres 
Nachfolgers Laschet (CDU), dass „kein Bergmann ins 
Bergfreie falle“, also keiner nach Schließung der Zechen 
arbeitslos werde. 

Erst feierten sich die Politiker – kurze Zeit 
später Kündigungen für die Kumpel

Im Dezember 2018 ließen sich Politiker und Gewerk-
schaftsbosse dafür feiern, den Strukturwandel zu schaffen, 
ohne dass Bergmänner ins Bergfreie fielen. Ein halbes Jahr 
später war das Versprechen der Politiker nichts mehr wert. 
Rund 200 Mitarbeitern der Zeche Prosper Haniel wurde 
im Juni durch die Ruhrkohle AG (RAG) mit Wirkung 
Ende 2019 gekündigt.

Das Ergebnis ist nicht nur der Wegfall des Arbeitsplatzes. 
Die Bergleute verlieren auch die Möglichkeit einer vorzeiti-
gen Rente. Statt bis 50 heißt es dann bis zu 17 Jahre länger 
zu arbeiten. Und das in Berufen, die nicht dem gleichen 
Qualitäts- und Gehaltsniveau entsprachen: Einem Kumpel 
wurde ein Jobangebot als Pförtner unterbreitet – 40 Pro-
zent Gehaltsverlust!

Die stolzen Bergleute wollten nicht aufgeben und kamen 
Ende Juni nach Düsseldorf, um für ihre Arbeitsplätze zu 
kämpfen. Nur die AfD tauchte bei den Kumpeln auf und 
hörte sich die Probleme an. 200 Schicksale, 200 Familien 
sind von der Kündigung betroffen. Jeder Vierte hat mehr 
als 30 Jahre in einer Zeche gearbeitet. Die Kündigung ist 
deshalb ein harter Schicksalsschlag. 

AfD fordert Solidarität und Weiter- 
beschäftigung

Die AfD richtete umgehend einen Antrag an den Landtag. 
Wenn Banken in Griechenland gerettet werden können, 
warum soll das nicht für die Bergleute gehen?

Wir wollten vom Landtag eine Solidaritätsbekundung ein-
holen und von der Landesregierung die Zusage, dass sie 
sich für die Bergleute im Rahmen einer Mediation mit der 

RAG einsetzt. Deren Ziel sollte die Weiterbeschäftigung 
beim Rückbau der Zechen und den Ewigkeitslasten sein.

Die Rückbauarbeiten gehen noch bis 2027 und länger. Und 
die Arbeit wird aktuell ja auch erledigt: von Mitarbeitern, 
die bereits in Rente gehen könnten, und Fremdfirmen, de-
ren Mitarbeiter günstiger sind. Dabei setzte die RAG kur-
zerhand die eigenen Leute vor die Tür. Und das, obwohl die 
Ex-Ministerpräsidentin Kraft im RAG-Aufsichtsrat sitzt. 

Frustrierend ist für die entlassenen Bergleute, dass sie die 
Mitarbeiter der Fremdfirmen zum Teil selbst eingearbeitet 
haben – um kurze Zeit später den Rauswurf zu erhalten.

CDU, FDP, SPD und Grüne zeigen 
die kalte Schulter

Auch im Landtag wurden die Bergleute rausgeworfen. Ei-
nige saßen nämlich mit Familienangehörigen auf der Be-
suchertribüne, als der AfD-Antrag behandelt wurde. Der 
Unmut der Familien wurde immer größer: Die Vertreter 
von CDU, FDP, SPD und Grünen sahen keinerlei Veran-
lassung, sich mit den Kumpeln solidarisch zu zeigen. Ein 
FDP-Vertreter verstieg sich sogar zu der Behauptung, dass 
auf der Tribüne Schauspieler sitzen würden.

Als der Antrag der AfD abgelehnt wurde, quittierten die 
Bergleute dies mit lauten Buh-Rufen und verließen die Tri-
büne. Sie klopften, während sie auf den Aufzug warteten, 
von außen an die Scheiben der Besuchertribüne. So viel Le-
bensnähe war CDU, FDP, SPD und Grüne nicht ganz ge-
heuer, weshalb sie die Plenarsitzung unterbrachen und den 
Bergleuten ein Hausverbot erteilten.

Statt Bürgernähe also der Rauswurf! 

Der Vorsitzende der AfD-Fraktion Markus Wagner und ihr 
energiepolitischer Sprecher Christian Loose waren zunächst 
fassungslos über das beschämende Verhalten der anderen 
Politiker, zeigten sich aber kämpferisch. Wagner machte im 
Gespräch mit den Bergleuten unmissverständlich klar: „Das 
wird nicht das letzte Mal gewesen sein, dass Ihr Schicksal 
Thema im Landtag war! Wir werden kämpfen, kämpfen, 
kämpfen!“

Christian Loose
Mitglied des Landtags

T H E M E N

IM DÜSSELDORFER LANDTAG IST ES AM ABEND DES 10. JULI WÄHREND DER DEBATTE EINES ANTRAGS DER AfD  

ZU EINEM LAUTSTARKEN PROTEST VON BERGLEUTEN GEKOMMEN. LANDTAGSPRÄSIDENT KUPER (CDU)  

UNTERBRACH DIE SITZUNG IM PLENUM. QUELLE: PICTURE ALLIANCE/DPA, FOTOGRAF: VOLKER ZIERHUT

KEIN BERGMANN   
fällt ins „BERGFREIE“
Nach dem Rauswurf durch die RAG kam 
der Rauswurf aus dem Landtag
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und Tierelend zunehmen. Aus ökoideologischen Gründen 
geraten nun auch noch effektive Pflanzenschutzmittel ins 
Visier der Verbotspolitik. Dabei wird geflissentlich verges-
sen, dass auch die Ökolandwirtschaft ohne Pestizide nicht 
auskommt und regelmäßig Ertragsverluste von mehr als der 
Hälfte zu verzeichnen hat. Ökolandbau gewährleistet kei-
ne stabile und nachhaltige Ernährungssicherheit. Er kann 
überhaupt nur prosperieren, weil die sichere Grundversor-
gung durch die übrige Landwirtschaft gewährleistet wird. 

An erster Stelle muss die Netto-Selbstversorgung Deutsch-
lands stehen. Lag die Quote vor 30 Jahren noch bei 98 Pro-
zent, so sind es heute unter 85 Prozent. Immer mehr Pro-
dukte werden importiert. Kein Problem, wenn wir nicht 
die ausländischen Produkte durch unsere EU-Mitgliedsbei-
träge subventionieren würden: Deutschland ist mit weitem 
Abstand der größte Geldgeber in der EU. 2017 hat es 10,7 
Mrd. Euro mehr gezahlt als erhalten. Die Förderung der 
Landwirtschaft macht ca. ein Drittel des EU-Etats aus. 
Deutsche Landwirte profitieren davon am wenigsten. 

Mit einer Förderung der Landwirtschaft in Eigenver-
antwortung der Staaten würde das besser funktionieren. 
Die Unsicherheiten über die Zukunft der Gemeinsamen 
 Agrarpolitik (GAP) der EU lassen potenzielle Hofnachfol-
ger zögern. Auch hier braucht es politische Zusicherungen 
und Beständigkeit: eine neue Gründeroffensive, um bei der 
schwierigen Suche nach einem Hofnachfolger zu helfen, 
eine Befreiung von der Grunderwerbssteuer für Existenz-
gründer und die Eindämmung von Land-Grabbing. 

Das Höfesterben ist entstanden, weil die Altpolitiker lange 
Zeit weggeschaut haben. Die Agrarkrise kann überwunden 
werden. Wir müssen wieder die kleinen und mittleren Fa-
milienbetriebe in den Mittelpunkt nehmen – wir müssen 
die Arbeit der Landwirte wieder mehr wertschätzen.

Dr. Christian Blex, Mitglied des Landtags

In Deutschland schließen jeden Tag neun landwirtschaft-
liche Betriebe. Das Höfesterben, euphemistisch ‚Agrarwen-
de‘ genannt, setzt sich ungebremst fort. Es trifft v. a. die 
kleinen und mittleren Familienbetriebe, die am Tierwohl 
interessiert sind und oft eine lange Familientradition haben. 

Das Höfesterben fängt mit der Flächeninanspruchnahme 
an. In NRW wird derzeit eine Fläche von 48,3 Prozent 
agrarisch genutzt, die seit Jahren immer weiter abnimmt. 
Diese Entwicklung wird durch die EU-Agrarpolitik noch 
weiter verschärft mit so genannten ökologischen Vor-
rangflächen, die de facto einer schleichenden Enteignung 
gleichkommen. Landwirte müssen demnach 5 Prozent ih-
rer Ackerfläche ökologisch bewirtschaften. Dabei verstehen 
EU-Agrarpolitiker Stilllegung als hochwertige ökologische 
Maßnahme. Wenn nun eine Agrarfläche über fünf Jahre 
nicht mehr Bestandteil der Fruchtfolge war, wird sie zum 
Dauergrünland und es gilt ein Umbruchverbot. Sie geht 
damit als Ackerfläche endgültig verloren, was für Verpäch-
ter besonders ärgerlich ist.

Und hier kommen die grünen Zuchtmeisterinnen als ver-
meintliche Retter der Landwirte ins Spiel: Sie versprechen 
höhere Erträge durch die Umstellung auf Energiepflanzen 
und hohe Pachterlöse für die Versiegelung von landwirt-
schaftlichen Nutzflächen durch Biogas-, Solar- und Wind-
anlagen. Ein Umweltverbrechen an kostbarem Boden. 
Diese Subventionspolitik des Nebenverdienstes treibt un-
wissende Landwirte weiter in die Abhängigkeit der staatli-
cher Agendapolitik. Wer nicht hoch genug hüpft, geht eben 
bei der nächsten Runde leer aus. 

Intensivierung der Landwirtschaft ist die Antwort auf die 
schrumpfenden Agrarflächen. Um ihre Erträge zu halten 
und die wachsende Weltbevölkerung zu ernähren, sind 
Landwirte gezwungen intensiver zu bewirtschaften. Sie ver-
wenden Pflanzenschutzmittel, um ihre Ernte vor Schädlin-
gen zu schützen. Sonst würden Missernten, Hungersnöte ZE
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Seit Jahrzehnten befindet sich die deutsche Landwirtschaft in einer tiefen Krise. Statt sich mit 
Lösungen zu beschäftigen, fordern Altpolitiker immer mehr Agrarumweltmaßnahmen und 
fördern damit das Höfesterben.
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LANDWIRTE PROTESTIEREN 
MIT GRÜNEN KREUZEN

Zahlreiche Landwirte haben als
Zeichen des Protests grüne Kreuze  
am Rande ihrer Felder aufgestellt.
Hintergrund ist das beschlossene,  
jedoch umstrittene Agrarpaket.

QUELLE: DPA, FOTOGRAF:
HAUKE-CHRISTIAN DITTRICH

 HÖFESTERBEN
Landwirtschaft in der Krise – die Agrarwende macht alles 
noch viel schlimmer A
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Ein Wald ist sprichwörtlich mehr als die Summe seiner 
Bäume – Wälder erfüllen eine Vielzahl wichtiger Funktio-
nen. Sie haben als Ökosysteme eine große Bedeutung für 
den Wasserkreislauf, den Bodenzustand und das Klima.

Aber unsere Wälder haben auch etwas Mystisches. Durch 
ihre Beständigkeit und Langlebigkeit schaffen sie Identität 
und ein vertrautes Heimatgefühl. Sie bieten uns Schutz vor 
der Schnelllebigkeit unseres Alltags. Ein Spaziergang im 
Wald steigert die Vitalität und senkt nachweislich Angst-
zustände und Depressionen.

Doch unsere Wälder sind in Gefahr. Schwere Stürme, tro-
ckene Sommermonate und ein langer Spätsommer haben 
in Verbindung mit milden Wintern zu Waldschäden dra-
matischen Ausmaßes geführt. In dieser Abfolge konnte sich 
der Borkenkäfer als Baumschädling explosionsartig in den 
geschwächten Wäldern vermehren. Die Schäden sind über-
all in NRW mit bloßem Auge zu erkennen. Dabei zeigt der 
genaue Blick, dass die Fichte am häufigsten betroffen ist.

Die Experten sind sich einig, die größten Kalamitäten stehen 
uns noch bevor. Im schlimmsten Fall müssen wir mit bis zu 55 
Mio. Festmetern Käferholz in NRW rechnen. Zum Vergleich 
liegt der aktuelle Waldschaden bei 8,93 Mio. Festmetern.

Warum haben wir heute diese großen Probleme 
in unseren Wäldern insbesondere mit der Fichte?  
Da hilft ein Blick zurück in die Geschichte.

Die Fichte wird in der jüngeren deutschen Forstwirtschaft 
gerne als ‚Brotbaum‘ bezeichnet: Sie wächst vergleichsweise 
schnell und verfügt insgesamt über vorzügliche Holzeigen-
schaften. Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges haben 
die Siegermächte Reparationen verlangt und sich den 
Schadensersatz in Geld und Naturalien bezahlen lassen. 
Holz war zu dieser Zeit ein begehrter Rohstoff. Nach den 
reparationsbedingten Einschlägen waren sich alle Akteure 

einig den Wald schnellstmöglich mit hoher Wirtschaftlich-
keit wieder aufzuforsten. Und zwar mit der Fichte, die ur-
sprünglich aus Skandinavien stammt und ein kaltes feuch-
tes Klima bevorzugt.

Wir geben Antworten auf eine fehlgesteuerte Forst- 
und Waldpolitik

Die AfD fordert eine nachhaltige Waldpolitik. Hierbei 
muss der Schwerpunkt auf dem Ausbau eines ausgewoge-
nen Mischwaldes im Staats- und Landesbetrieb liegen. Der 
Waldumbau braucht Zeit, die man insbesondere den Laub-
bäumen geben muss. Gleichzeitig gilt es die regionalen 
Standortfaktoren noch stärker zu berücksichtigen. Dabei 
dürfen der Bund und die Länder keine festen Vorgaben bei 
der Wiederaufforstung machen.

Vielmehr bedarf es eines neuen Waldbaukonzeptes, indem 
die Bundesrepublik und das jeweilige Land als Ideengeber 
für standortgerechte, klimaresistente und auch ertragsrei-
che Baumarten fungieren, den Ausbau der Forschung über 
neue Baumsorten vorantreiben und die Entwicklung von 
Pflanzenschutzmitteln in der Forst- und Holzwirtschaft för-
dern. All das können die über 152.000 Privatwaldbesitzer in 
NRW nicht leisten, die zusammen ca. 63 Prozent der hiesi-
gen Waldfläche besitzen, teilweise Parzellen unter 2 Hektar.

Die AfD nimmt den Bund und das Land in die Pflicht, die 
Direkthilfen für betroffene Waldbauern schnellstmöglich 
zu entbürokratisieren. Darüber hinaus fordern wir die Lan-
desregierung mit Nachdruck auf, sich auf eine neue Welle 
von Baumschädlingen im Frühjahr einzustellen. Hierfür ist 
insbesondere ein verbessertes Borkenkäfer-Monitoring von 
großer Bedeutung und es sind geeignete Käferfallen in aus-
reichender Stückzahl vorzubereiten.

Mehr denn je brauchen wir ein beständiges und ideologie-
freies Waldbaukonzept, das den Waldzustand ernst nimmt, 
ohne zu verharmlosen oder zu übertreiben. Eine panik-
gesteuerte und hysterisch geführte Debatte ohne jegliche 
Nachhaltigkeit lehnen wir ab.

Andreas Keith, Mitglied des Landtags
Parlamentarischer GeschäftsführerW
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BORKENKÄFERLARVE 

UNTER DER RINDE 

EINES 

ABGESTORBENEN 

BAUMES –

NEUREMSCHEID

Die historische Abfolge von Sturm, Dürre und Bor-
kenkäfer hat zu großen Schäden geführt. Ein nach-
haltiges Waldbaukonzept ist nötig, um unsere heimi-
schen Wälder zukunftsfest zu machen.

UNSER WALD BRAUCHT HILFE
und keine hysterischen Debatten – die Politik steht in der Pflicht 
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Haben wir ein Ausländerproblem, wie 
es Rechtsextremisten in ihrer gewohnt 
pauschalisierenden Art und Weise ger-
ne behaupten? Nein, natürlich nicht.

Haben wir gar kein Ausländerproblem, 
wie es die alten Parteien von Grün bis 
CDU in ihrer gewohnt pauschalisieren-
den Art und Weise gerne behaupten? 
Nein, natürlich nicht.

Als AfD-Fraktion stehen wir für sachliche Analysen und 
Klartext. Daher zunächst mal ein paar Daten aus der 
Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) 2018 für Nord-
rhein-Westfalen:

„Unter den Tatverdächtigen sind die nichtdeutschen, ge-
messen an ihrem Bevölkerungsanteil von 12,8 Prozent, 
überproportional vertreten; 31,8 Prozent aller Tatverdäch-
tigen waren nichtdeutsch.“ (PKS NRW 2018: S. 34).

„Delikte mit einem überdurchschnittlichen Anteil an 
nichtdeutschen Tatverdächtigen“: Mord und Totschlag 
43,3 Prozent, Raubdelikte 39,2 Prozent, Taschendiebstahl 
72,4 Prozent (ebd.: S. 38).

Diese wenigen Beispiele zeigen: Die Multikulti-Romantik 
und Propaganda der alten Parteien stimmen schon statis-
tisch nicht. Denn die Zahlen zeigen deutlich, dass Auslän-
der im Schnitt krimineller sind als die angestammte Bevöl-
kerung. Es ist aber auch nicht so, wie Neonazis sagen, dass 
alle Ausländer kriminell seien. Wir haben kein Dänen-, 
Schweizer- oder Japaner-Problem. Wir können es genauer 
eingrenzen. Das Problem ist am größten bei männlichen 
Zuwanderern oder Nachfahren aus muslimisch geprägten 
Ländern. Wie die etablierte Politik mit diesem Problem 
umgeht – nämlich gar nicht oder nur in Showeinlagen – 
zeigt sich exemplarisch am Thema Clan-Kriminalität.

„Der Clan und die Religion bestimmen das Leben, die Fa-
milien sind größer als im Herkunftsland Libanon – sieben 
Kinder im Durchschnitt, fünfzehn keine Seltenheit. Ge-
walttätige Erziehung. Die Frauen dürfen nicht arbeiten. Das 
Familienoberhaupt ist Alleinherrscher, doch nicht er ernährt 
die Großfamilie, sondern das Sozialamt. Das Wertesystem 
wird von der Scharia diktiert, nicht vom Grundgesetz.“ 

So beschreibt Reinhard Müller in der FAZ zutreffend einen 
Ausschnitt der arabisch-türkischen Clans, die sich praktisch 
in nichts außer den Sozialstaat und die Kriminalitätssta-
tistik integrieren. Die Probleme sind so groß, dass selbst 
NRW-Innenminister Herbert Reul sich veranlasst sah, ein 
Lagebild durch die Polizei erstellen zu lassen – das erste 
nach 40 Jahren Clan-Kriminalität. 

Die heutigen Clans sind in den 80er 
Jahren als vermeintliche Asylbewerber 
nach Deutschland gekommen. 
Damit begann ein Zeitalter des 
Wegschauens und der politischen 
Korrektheit als Meinungs- und 
Realitätsunterdrückerin. 

Die Folgen müssen wir heute erleben: die Perpetuierung 
eines mafiösen Systems, bei dem sich arabische Clans an 
der Front des Drogenverkaufs mittlerweile hauptsächlich 
afrikanischer Ethnien bedienen, wobei z. B. die nigeriani-
sche Axt-Mafia ihrerseits solche Strukturen aufbaut. Diese 
hermetisch abgeriegelten Strukturen, deren Eintrittsvoraus-
setzung die Zugehörigkeit zum Familienclan, mindestens 
jedoch zur Ethnie darstellt, führen zu weiteren Folgepro-
blemen. 

Hintermänner, Anstifter und die eigentlichen Chefs kön-
nen immer schwieriger ausfindig bzw. verantwortlich ge-
macht werden, denn sie werden durch Nicht- oder Falsch-
aussagen, durch Gewalt und Bedrohung geschützt. Außer 
kurzfristigen Showeinlagen des Innenministers wird weg-
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Dass 
man uns dafür kritisiert, 

dass wir für das Gesetz, 
also den Rechtsstaat, 
sowie die von ihm 
geschaffene Ordnung 
stehen, sagt viel 

über die verrückten 
Zeiten und 
unsere Kritiker aus. 
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Wollen 
sie etwa 
keine Gesetze, 
keinen Rechtsstaat? 

AUSLÄNDERKRIMINALITÄT?            
            Fakten benennen – Probleme lösen!
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gesehen. Vor allem auch dort, wo sich die Geschichte der 
Clans dupliziert: bei den seit 2015 massenhaft durch die al-
ten Parteien unter Führung von Angela Merkel und Armin 
Laschet ins Land geholten angeblichen Flüchtlingen. Denn 
schon jetzt ist zu erkennen, dass sich die Gefahr konkreti-
siert, dass sich die Genese der mangelnden Integration der 
türkisch-libanesischen Zuwanderer der 80er Jahre heute 
wiederholt. 

Angelehnt an das Lagebild des Ministers: Die damals ein-
gewanderten türkisch-arabischen Clans sehen sich heute 
einem Verdrängungswettbewerb durch die in den letzten 
Merkel-Jahren eingeflogenen Syrer und Iraker ausgesetzt. 

Das, wovor wir als AfD bereits 2015 
warnten, haben wir nun regierungsamt-
lich bestätigt. Für dieses ‚Rechthaben‘ 
werden wir damals wie heute 
beschimpft, stigmatisiert und 
ausgegrenzt. Es gilt das Motto: 
Wer die Wahrheit sagt, braucht ein 
schnelles Pferd. 

Davon lassen wir uns als AfD-Fraktion hier im Landtag 
nicht beeindrucken. Ruhig und sachlich, ohne jede Angst 
stehen wir für die Durchsetzung des Rechtsstaats und die 
Wiedergewinnung unserer inneren Sicherheit. Da mögen 
uns Linke, Medien oder linke Medien gerne als „Law-and-
Order-Partei“ bezeichnen. Dass sie dies in beleidigender 
Absicht tun, ist schon entlarvend genug. Denn was heißt 
denn „Law and Order“ übersetzt? „Gesetz und Ordnung“. 
Dass man uns dafür kritisiert, dass wir für das Gesetz, also 
den Rechtsstaat, sowie die von ihm geschaffene Ordnung 
stehen, sagt viel über die verrückten Zeiten und unsere 
Kritiker aus. Wollen sie etwa keine Gesetze, keinen Rechts-
staat? 

Für die AfD gehört gerade der  
freiheitlich-demokratische Rechtsstaat  
zu den größten Errungenschaften  
unserer Zivilisation. 

Er hat uns von der Willkür befreit und schützt gerade die 
Schwächeren. Dafür muss er aber auch souverän und ohne 
Schaum vor dem Mund durchgesetzt werden. Wenn die al-
leinerziehende Mutter in Bochum nach der Arbeit in die 

U-Bahn steigt, hat sie ein Recht, sich sicher zu fühlen, an-
statt sich zu sorgen, ob ihr etwas passiert. Wenn wir – auch 
abends – zu Fuß durch die Innenstadt gehen, dann ist es 
ein nicht hinzunehmender Freiheitsverlust, dass man sich 
Gedanken machen muss, ob man nicht lieber die Straßen-
seite wechselt oder umkehrt, weil da wieder so eine Gruppe 
– von den alten Parteien und Medien verschämt-verschlei-
ernd „junge Männer“ genannt – herumlungert und ihre 
Macht über das neu besetzte Territorium ausdrücken will. 

Das ist mittlerweile, dank der Politik von CDU, FDP, 
Grünen und SPD nicht mehr nur ein Phänomen, das in 
Großstädten gang und gäbe ist. Es hat auch die kleinen, 
eigentlich netten Städte unseres Landes erreicht. Wenn ich 
exemplarisch meine Heimatstadt Bad Oeynhausen nehme, 
wo man sich mitten in der Innenstadt am Busbahnhof so 
unwohl fühlt, dass man die Gegend lieber meidet, fallen 
jedem aus seiner Heimat mittlerweile solche Beispiele ein. 
Aus Angst davor, als angeblich rassistisch zu gelten, passiert: 
nichts! Das macht es aber nur noch schlimmer. Denn die 
mangelnde Antwort auf das Gehabe dieser häufig illega-
len, oft nur geduldeten ‚Schutzbedürftigen‘ (vor denen wir 
mittlerweile zu häufig schutzbedürftig sind) führt zu wei-
teren Straftaten. So auch in meiner Heimatstadt, wo nun 
sogar mit der Schusswaffe ‚gestritten‘ wird. Um es deutlich 
zu sagen: 

Es ist nicht rechtspopulistisch, 
wenn man seine Grenzen 
so sichert wie seine Haustür.

Es ist nicht rechtspopulistisch, 
wenn man zu jeder Zeit SICHER durch 
jede Straße seiner Stadt gehen will.

Und: 
Es ist nicht rechtspopulistisch, 
wenn man den rauswirft, 
der sich nicht benimmt.

Markus Wagner
Mitglied des Landtags
Fraktionsvorsitzender

T I T E L T H E M AT I T E L T H E M A
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Es 
ist nicht rechtspopulistisch, 
wenn man seine Grenzen 
so sichert 
wie seine Haustür.
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Tradition statt Stagnation 

W E R  W I R  S I N D W E R  W I R  S I N D
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weiter

Heute widmet er sich voll seinen beiden Mandaten im 
Landtag und im „Vorhof der Gutmenschenhölle“, wie er 
den Rat der Stadt Köln gern liebevoll nennt. „Ich habe 
Henriette Reker schon gesagt, dass es eine Schande ist, dass 
sie auf dem Stuhl vom alten Adenauer Platz nehmen darf.“ 
Auch sonst erlebe man im Kölner Rat wenig Erfreuliches: 
Die CDU-Fraktion hat etwa mit der Linken einen Antrag 
eingebracht, Karl Marx im Stadtbild sichtbarer werden zu 
lassen. 

„Was Markus Wagner bei den 
bornierten Altparteien im Landtag 
so treffend mit ‚heilige Vierfaltigkeit‘ 
beschreibt, wird im Kölner Rat im 
Exzess gelebt.“ 

Gearbeitet hat Sven Tritschler, stellvertretender Fraktions-
vorsitzender der AfD im Landtag von NRW, immer, zu-
nächst als Selbstständiger und später als Angestellter einer 
Werbeagentur. Deren Hauptkunden waren weltweite 
Technikkonzerne, sodass er im Landtag u. a. für Digitali-
sierung zuständig ist. Tritschler ist Pragmatiker: Quacksal-
berei mit Flugtaxis, das ist nicht seine Welt, vielmehr der 
Breitbandausbau. Die Entwicklung der Digitalisierung ver- 
liere sich zu häufig in Scheindiskussionen. NRW solle als 
Industriestandort erst einmal seine Hausaufgaben machen 
und in der digitalen Infrastruktur Albanien überholen, be-

vor es nach den Sternen greife. „Das ist langweilige Sachpo-
litik und löst sich nicht durch flotte Sprüche auf Plakaten.“

Sven Tritschler ist ein Rebell und liebt es sehr, gerade Sozis 
und Grüne mit der eigenen Borniertheit zu ärgern. Ein Voll-
blutpolitiker, der oft streitbar, manchmal provokant, aber 
immer mit dem Herzen dabei ist. Neben Digitalisierung 
und dem Erhalt von Arbeitsplätzen am Industriestandort 
NRW gehört zu seinen Herzensthemen der Erhalt der indi-
viduellen Freiheiten gegen ökosozialistische Bevormunder. 
Niedrige Steuern und Abgaben, vor allem für Geringver-
diener, sollten aus Sven Tritschlers Sicht selbstverständlich 
sein: „Arbeit muss sich wieder lohnen.“ 

Wirklich heilig ist dem gebürtigen 
Schwarzwälder vor allem der Erhalt 
bestimmter Traditionen. 

Die Junge Alternative NRW, deren Ehrenvorsitzender 
Sven Tritschler seit Kurzem ist, zitiert dazu den Kompo-
nisten Gustav Mahler: „Tradition ist nicht das Bewahren 
der Asche, sondern die Weitergabe des Feuers.“ So ließe 
sich auch seine Position gut zusammenfassen. Als Jäger und 
Karnevalist legt Sven Tritschler viel Wert auf die Weitergabe 
des Feuers. Jagen, das entspannt ihn. Auf einem Bauernhof 
im Schwarzwald aufgewachsen, bieten ihm Wald und Na-
tur einen guten Kontrast zum hektischen Parlamentsalltag 
mit Ausschüssen, Plenardebatten und Fraktionssitzungen. 

Sven Tritschler hat Humor und macht dabei auch nicht vor 
sich selbst Halt, wie man an den Bildern erkennen kann. 
„So im Jagdzimmer stellen sich wohl viele die AfD vor – 
dabei passt zu mir als etwas überdrehte Darstellung genauso 
gut das futuristische Networking.“

Wenn man Sven Tritschlers Büro, in dem er natürlich 
nicht raucht, betritt, sieht es gleich nach Arbeit aus. 

In der AfD ist er fleißiges Urgestein. Er ist 2013 in die Partei 
eingetreten, hat zunächst den Jugendverband Junge Alterna-
tive in Nordrhein-Westfalen aufgebaut und später den Bun-
desverband geführt, bis er altersbedingt ausschied. 

IM GESPRÄCH MIT SVEN TRITSCHLER
PORTRÄT

„So im Jagdzimmer stellen sich wohl viele die AfD vor – 
dabei passt zu mir als etwas überdrehte Darstellung genauso  
gut das futuristische Networking.“
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Der stellvertretende Vorsitzende der AfD-Fraktion im Land-
tag liebt zwar Traditionen, eine traditionelle Familie wird er 
aber aufgrund seiner Homosexualität nicht gründen. 

„Schwul und AfD, geht das?“ Diese 
Frage werde ihm oft gestellt. Seine 
Antwort ist eindeutig: „Wieso denn 
bitte nicht? Ich habe nirgendwo unter-
schrieben, als Schwuler links sein zu 
müssen.“ 

Generell sei er genervt von den Debatten, die Linke anstoßen, 
in der Annahme für alle Schwulen sprechen zu können. 
„Nicht meine Lobby“ sagt Tritschler über „Berufsschwule“, 
wie er die Lobbyisten nennt. „Was bringen Regenbogenfah-
nen und Lippenbekenntnisse zu Vielfalt, wenn die Regie-
rung Millionen Menschen ins Land holt, von denen viele ex-
trem homophobe Ansichten haben?“ Die Doppelmoral von 
ungebetenen Interessenvertretern, die ihm erklären wollen, 
was Homosexuelle bewegt, stört Tritschler: „Was ist es denn, 
wenn jemand Frau Weidel ‚AfD-Quotenlesbe‘ nennt? Ist das 
nicht homophob?“ Er will seine Politik von individuellen 
Fragen wie der Sexualität grundsätzlich trennen. „Sexualität 
ist doch eine Privatsache des Menschen. Sie gehört nichts 
ins Strafrecht und auch nicht an Fahnenmasten.“ – das ent-
gegnete er neulich den Grünen im Landtag, als sie Regenbo-
genbeflaggung an Landesgebäuden in ein Gesetz schreiben 
wollten.

Für die Zukunft hofft Sven Tritschler, 
dass sich die AfD auch in NRW 
mit zweistelligen Werten etablieren 
kann, als nächstes bei der 
Kommunalwahl im nächsten Jahr. 

„Das wäre ein wichtiges Signal für die ganze Republik. 
Und Henriette Reker hält dann hoffentlich eine Armlänge 
Abstand zum Stuhl vom alten Adenauer.“ 

Maximilian Kneller

„Digitalisierung 
statt Flugtaxis“
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VOM NATIONALPARK EIFEL 
BIS INS MITTELALTERLICHE 
MONSCHAU
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Der Nationalpark Eifel liegt im Naturpark Hohes 
Venn-Eifel und ist mit einer Fläche von 110 km² 

der erste und bislang einzige in Nordrhein-Westfalen. Der  
Nationalpark ist ein besonderer Lebensraum für viele Tiere, 
Pflanzen und Pilze, den artenreiche Wiesen, schroffe Felsen, 
viele kleine Bäche und große Seen kennzeichnen. Auch die 
heimischen Rotbuchen-Mischwälder um Rursee und Urft-
see bieten einen idealen Lebensraum für die vielschichtige 
Flora und Fauna. Mittendrin gelegen umfasst der Wilde 
Kermeter ein barrierefreies Wegenetz und Panoramablicke 
auf die Seenlandschaft. Verschiedene Wanderrouten führen 
zur Urfttalsperre. Durch Führungen mit einem National-
park-Ranger wird das zum kleinen Abenteuer für die ganze 
Familie. Die Eifel hält noch ein weiteres Highlight bereit. 

Denn in der Eifel führt kein Weg an der Stadt 
Monschau vorbei.

Monschau gehört zur Städteregion Aachen. Die Stadt nahe 
der belgischen Grenze liegt ebenfalls im Naturpark Hohes 
Venn-Eifel zwischen den Berghängen der Rureifel und hat 
11.726 Einwohner. Die Monschauer Altstadt liegt 517 
Meter über dem Meeresspiegel mitten im Rurtal. Sie ist 
eine Schatztruhe, gefüllt mit märchenhaften Fachwerkhäu-
sern, putzigen Kopfsteinpflasterstraßen und romantischen 
Gassen, schnuckeligen Lädchen und gemütlichen Cafés. 
Hier zeigt eine frühneuzeitliche Stadt ihren historischen 
Charme. Heute kann man viel über die Geschichte der frü-
hen Tuchmacher-Industrie erfahren, wobei die Lebensver-
hältnisse nicht immer einfach waren. 
 
Es dürfte nur wenigen Besuchern bekannt sein, dass all die 
historischen Gebäude Monschaus mit der Tuchmacherzeit 
verknüpft sind. Umso beeindruckender ist der Kontrast 
zwischen den Prunkvillen der reichen Besitzer und den 
ärmlichen Behausungen im ehemaligen Weberviertel. Die 
Stadt war einst ein florierendes Zentrum der Textilindust-
rie. Daher verwundert es nicht, dass das Wahrzeichen von 
Monschau das berühmte Rote Haus ist, ein prachtvolles 
Patrizierhaus der Tuchmacher-Dynastie Scheibler aus dem 
18. Jahrhundert. Es war Wohnhaus, Kontor und Produk-
tionsstätte zugleich. 

weiter
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Die Burg Monschau wird vielfältig genutzt –  
heute ist sie unter anderem eine Jugendherberge. 

Die mächtige Burg thront mit ihren Türmen wachend über 
der Stadt. Der Kern der Anlage lässt sich auf das 12. Jahr-
hundert zurückdatieren. Sie ist heute ein beliebter Veran-
staltungsort für Open-Air-Konzerte. 1930 wurden einige 
Erweiterungsanbauten zugefügt und eine der ersten deut-
schen Jugendherbergen zog in die Burg ein. Wer nicht den 
Berg hoch laufen möchte, kommt mit einer ‚Bimmelbahn‘ 
direkt zum Aussichtspunkt. 

S C H Ö N E  E C K E

DIE RUR FLIESST MITTEN DURCH MONSCHAU

Winter-Weihnachtszauber 

Zu Weihnachten putzt sich Monschau besonders schön he-
raus. An fünf Wochenenden (mit Freitag) vor Weihnachten 
bieten viele Stände Attraktionen und Genuss für Leib und 
Seele an. Zu den Highlights gehören die festlichen Choräle 
der Turmbläser auf dem Marktplatz, umgeben von Bratap-
fel- und Glühweinduft. Willkommen in der Eifel!

Carmen Maus

BURG MONSCHAU
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Die Zukunft des 
 FLUGHAFENS DÜSSELDORF

Fliegen war schon immer ein Menschheitstraum, der in 
den Fußstapfen von Pionieren wie Leonardo da Vinci, 

Abbas ibn Firnas, Otto Lilienthal und den Wrights für uns 
zu einem alltäglichen Luxus ermöglicht wurde. 

Der Stellenwert, den der Flughafen Düsseldorf heute für 
seine Anwohner, Fluggäste, die Stadt Düsseldorf und das 
Bundesland NRW einnimmt, beruht auf unterschiedlichen 
Bedürfnissen, die auf dem ersten Blick unvereinbar wirken. 
Während sich Reisende mehr Flugziele wünschen, sehnen 
sich die Anwohner nach mehr Nachtruhe. Der Flughafen 
selbst klagt über die aktuellen gesetzlich geregelten Kapazi-
tätsgrenzen, die der heutigen Nachfrage nicht mehr gerecht 
werden.

Diesen Flughafen unter Rücksicht auf Umwelt- und An-
wohnerschutz zu ertüchtigen, um dringend benötigte 
Arbeitsplätze zu schaffen – ist dies überhaupt möglich? 
Wir von der AfD-Landtagsfraktion NRW sagen „Ja“. Wir 
möchten diese Ziele in Einklang bringen, indem wir dem 
Flughafen eine Kapazitätserweiterung zu Tageszeiten ge-
währleisten. 

Dem Flughafen wurde 2005 die aktuelle Betriebsgenehmi-
gung unter Einhaltung des Angerlandvergleichs von 1965 
erteilt. Sie regelt u. a. die Nutzungen der zwei Bahnen und 
setzt die Anzahl möglicher planmäßiger Landungen und 
Starts (Slots) in den einzelnen Betriebsstunden fest. 

Viele Zahlen sprechen für den bedeutsamen Wirtschafts-
standort: Mit 21.600 direkten und über 56.000 indirekten 
Arbeitsplätzen ist der Flughafen einer der größten Arbeit-
geber in NRW. In Zeiten einer drohenden Rezession soll-
ten wir unseren Wirtschaftsgaranten nicht weiter hemmen, 

sondern entfesseln. Für das Jahr 2030 sind 40 Mio. Flug-
gäste prognostiziert, also 16 Mio. mehr als 2018. Eine Mio. 
Fluggäste bedeutet rund 3.000 zusätzliche Arbeitsplätze. 

Bereits im ersten Quartal 2019 konnte ein hoher Bedarf 
nach weiteren Flügen festgestellt werden. Dabei stieg die An-
zahl der Fluggäste um 13 Prozent gegenüber dem Vorjahr. 
In diesem Sommer konnten aufgrund der Betriebsgenehmi-
gung lediglich 82 Prozent der nachgefragten Slots bewilligt 
werden. Wenn Reisende Streckenverbindungen in Düssel-
dorf nicht wahrnehmen können, weichen sie zu anderen 
Flughäfen wie Eindhoven oder Frankfurt aus. Dabei entsteht 
ein unnötiger ökologischer Fußabdruck, während wir die 
Wertschöpfung aus der Hand geben. Der Verlagerung von 
Verkehrsströmen möchten wir entgegenwirken. 

Die elementare Forderung der Anwohner besteht in der 
Sicherstellung ihrer Nachtruhe, die aufgrund von tagsüber 
verschleppten Flugverspätungen gestört wird. Der 2015 ge-
stellte Antrag auf Erteilung eines Planfeststellungsbeschlus-
ses beinhaltet eine Kapazitätserweiterung, um Flugverspä-
tungen tagsüber aufzufangen. Neben den vom Flughafen 
bereits zugesagten 20 Mio. Euro fordern wir eine moderate 
Erhöhung der Lärmzuschläge um weitere 5 Mio. Euro jähr-
lich, sodass die Airlines mehr bezahlen müssen. 

Wir fordern mit unserem Antrag eine schnelle Erteilung 
des zuvor genannten Beschlusses. Der Flughafen ist unser 
Tor zur Welt. Wir müssen dafür sorgen, dass dieses Tor 
auch in Zukunft wettbewerbsfähig ist.

Herbert Strotebeck, Mitglied des Landtags

Nic Vogel, Mitglied des Landtags
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KEINE PROZENTHÜRDE

CDU, SPD und Grüne, die derzeit zusammen über 80 
Prozent der kommunalen Mandate in NRW stellen, hat-
ten schon in der letzten Legislaturperiode eine 2,5-Pro-
zent-Hürde für die Kommunalwahlen eingeführt. Der 
Landesverfassungsgerichtshof kippte die Regelung jedoch 
2017, bevor sie jemals zur Anwendung kam. Zwei Ausnah-
men bleiben: die Versammlung des Regionalverband Ruhr 
(RVR) und die Bezirksvertretungen kreisfreier Städte. 

Unserem Antrag, die Prozenthürde vollständig abzuschaf-
fen, sind die Altparteien im Landtag nicht gefolgt.

DIREKTWAHL AN DER RUHR

Der Regionalverband Ruhr umfasst 11 kreisfreie Städte 
und 4 Landkreise. Sein wichtigstes Gremium ist die Ver-
bandsversammlung, die bisher von den Stadträten und 
Kreistagen gewählt wurde. Ab 2020 wählen die Bürger das 
Gremium direkt. Bei den Landschaftsverbänden Rheinland 
und Westfalen-Lippe bleibt es dagegen bei indirekter Wahl 
durch die Kommunalparlamente.

KEINE STICHWAHL MEHR 
FÜR BÜRGERMEISTER UND LANDRÄTE

Bisher galt: Erzielte bei einer Bürgermeister- oder Land-
ratswahl kein Kandidat die absolute Mehrheit, wurde eine 
Stichwahl angesetzt. Die Wahlbeteiligung war häufig nur 
gering, womit die CDU/FDP-Koalition die Abschaffung 
begründete. Die Neuregelung kann bei einer Zersplitte-
rung der Stimmen bedeuten, dass die Posten von weniger 
als einem Drittel gewählt werden. Da die CDU inzwischen 
landesweit deutlich vor der SPD liegt, hat man sich wohl 
die Chance ausgerechnet, so neue Rathäuser zu erobern. 
Der Plan muss aber nicht aufgehen: Die Grünen haben 
aufgeschlossen und könnten der Union gefährlich werden. 
Zudem ist eine Klage von SPD und Grünen beim Landes-
verfassungsgerichtshof anhängig.

Die AfD hatte im Landtag die Zustimmungswahl vorgeschla-
gen, die auch vom Mehr Demokratie e. V. favorisiert wird. 
Hierbei würden Wahl und Stichwahl zusammengefasst: Man 
dürfte alle Kandidaten ankreuzen, die man akzeptabel findet. 
Der Vorschlag wurde von den Altparteien abgelehnt.

NEUZUSCHNITT DER WAHLKREISE

Stadt- und Gemeinderäte und Kreistage werden gemischt 
gewählt: Die Bürger haben eine Stimme, mit der sie einen 
Kandidaten und damit gegebenenfalls auch dessen Partei 
wählen. Das heißt, eine Partei kann nur dort gewählt wer-
den, wo sie Direktkandidaten aufstellt. In den Großstädten 
gibt es bis zu 45 Wahlbezirke, in den Landkreisen bis zu 36. 

An diesem grundlegenden Verfahren wird nichts geändert. 
Allerdings werden die Wahlbezirke neu zugeschnitten: Sie 
sollen etwa gleich groß sein und zugleich die Grenzen von 
Stadtteilen bzw. Gemeinden möglichst berücksichtigen. Die 
Größe eines Wahlbezirks wurde bisher nach der Gesamtein-
wohnerzahl bestimmt, es wurden also auch Ausländer be-
rücksichtigt, die nicht aus der EU stammen und daher auch 
nicht an der Kommunalwahl teilnehmen dürfen. Für die 
Kommunalwahl 2020 werden beim Zuschnitt der Wahlbe-
zirke dagegen nur noch Deutsche und EU-Ausländer berück-
sichtigt. Der Neuzuschnitt muss bei Gemeinden bis Ende Fe-
bruar und bei Kreisen bis Ende März 2020 erfolgen. Davor 
können auch keine Direktkandidaten gewählt werden.

VERÖFFENTLICHUNG 
VON WAHLVORSCHLÄGEN

Bisher wurde von allen Wahlbezirks- und Listenkandidaten 
bei Kommunalwahlen die volle Wohnanschrift veröffent-
licht. Nun reicht auch eine E-Mailadresse oder ein Postfach. 

Insgesamt werden in NRW über 20.000 Kommunalman-
date neu besetzt – eine Herausforderung für alle Beteiligten, 
deren Bedeutung nicht zu unterschätzen ist. Schließlich 
werden in den Räten und Kreistagen die Entscheidungen 
getroffen, die für die Bürger besonders spürbar sind.

Wenn Sie Fragen zur Kommunalwahl haben, Rat oder Hilfe 
brauchen oder sich einbringen möchten, steht Ihnen auch 
unsere Fraktion gern zur Verfügung. Sprechen Sie uns an! 

Sven W. Tritschler
Mitglied des Landtags

Stellv. Fraktionsvorsitzender

Nach einer ungewöhnlich langen, über sechsjährigen Amtszeit werden 
am 13. September 2020 die Kommunalparlamente in NRW neu gewählt. 
Die Wahlperiode wurde verlängert, um sie wieder mit den Bürgermeister- 
wahlen zu synchronisieren, die am gleichen Termin stattfinden. 
Mit der Wahl ändern sich einige grundlegende Regeln.

T H E M E N
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Z A H L E N  &  F A K T E N

Im letzten Jahr plante sie für 2020 noch einen Überschuss von 
über 1 Milliarde Euro. Jetzt ist davon nichts mehr zu hören! 
Das Haushaltsvolumen 2020 liegt mit 79,9 Mrd. Euro fast 
zwei 2 Milliarden über dem geplanten Volumen von 2019. 

Niedrigzinsen, höchste Grunderwerbsteuer in Deutschland 
und Rekordsteuereinnahmen trotz eintrübender Konjunk-
tur, und trotzdem gelingt der Landesregierung nur eine 
schwarze Null für 2020.

Die Zinsen sind sehr niedrig – eine einmalige Möglichkeit, 
die Verschuldung zu senken. Das zeigt auch der aktuelle 
Haushalt 2019, wobei davon auszugehen ist, dass noch 
weitere Minderausgaben folgen. Die Landesregierung hat 
mitgeteilt, dass die durchschnittliche Verzinsung der bisher 
2019 neuen festverzinslichen Haushaltskredite 1,12 Pro-
zent beträgt. Ursprünglich waren 1,5 Prozent geplant. Auch 
2020 ist daher mit niedrigeren Ausgaben für Zinsen zu 
rechnen, wobei das Land aktuell mit 2,25 Prozent rechnet. 

NRW hat den höchsten Grunderwerbsteuersatz mit 6,5 
Prozent. Warum die Menschen hier für Wohneigentum 
mehr bezahlen sollen als woanders, lässt sich nicht erklären. 
Die AfD-Fraktion hat daher in einem Gesetzentwurf eine 
Absenkung auf 3,5 Prozent gefordert. 

Die Koalitionsfraktionen fabulieren groß von Freibeträgen 
und Bundesratsinitiativen. Es gibt aber keine Ergebnisse und 
auf Landesebene kann man nur die Steuersätze justieren. Die 
schwarz-gelbe Regierung scheint die finanziellen Spielräume 
der rot-grünen Vorgängerregierung gerne mitzunehmen, 
auch wenn man sie in der Vergangenheit kritisiert hat.

Der dringend benötigte Wohnraum in NRW wird so ver-
teuert. Sieht man keine Notwendigkeit für einen starken 
privaten Wohnungsmarkt mit einem ausreichenden Ange-

bot an Wohnfläche? Will man junge Familien daran hin-
dern Eigentum zu erwerben und Vermögen aufzubauen? 

Die Steuereinnahmen werden 2020 mit 65,2 Milliarden so 
hoch sein wie nie zuvor. Ein Beispiel für die gestiegenen 
Einnahmen ist die Grunderwerbsteuer mit einer Zunahme 
von allein 406 Mio. Euro auf 3,8 Mrd. Euro. Die Kosten 
für unbegleitete minderjährige ‚Flüchtlinge‘ werden übri-
gens mit 435 Mio. Euro für 2020 eingeplant. 

Der Landesrechnungshof hat völlig zurecht die schwachen 
Konsolidierungsbemühungen bei einem Schuldenberg von 
144 Mrd. Euro kritisiert.

Wenn nicht jetzt konsolidiert wird, wann dann? Die de-
saströse Lage und Investitionsdefizite der Kommunen seien 
hier nur am Rande erwähnt. NRW ist finanziell auf Kante 
genäht. Dafür tragen die Altparteien und gerade die SPD 
aufgrund ihrer jahrzehntelangen Regierung die Gesamtver-
antwortung. 
 
Alles in allem bleibt dieser Haushalt ein finanzpolitischer 
Offenbarungseid. Die AfD-Fraktion wird konstruktive 
Vorschläge für Gestaltungen und Einsparungen machen. 
Eine schwarze Null ist definitiv zu wenig! 

Herbert Strotebeck, Mitglied des Landtags

#1
NRW

STAULAND
NUMMER 1

MARODE STRASSEN IN NRWMARODE BRÜCKEN IN NRW
• Mehr als 6.000 Brücken in NRW 
 wurden vor 1985 erbaut

• Bislang wurden nur 920 Brücken geprüft/inspiziert

• In 637 Fällen entsprechen die Bauwerke nicht mehr 
 den heutigen Anforderungen für Belastbarkeit und 
 Tragfähigkeit

• In 573 Fällen hilft auch keine Sanierung mehr, 
 sondern nur Abriss und Neubau

• Kosten und Zeitumfang der Sanierungs- bzw. 
 Abriss- und Neubauarbeiten sind nicht bezifferbar

• Über 50 % der Landstraßen sind laut aktuellem 
 Landstraßenzustandsbericht in der schlechtesten 
 Kategorie eingestuft

• Der Verfall der Landstraßen geht schneller voran, 
 als die Sanierungen, sodass ein immer größerer 
 Sanierungsstau entsteht

• Auf den Autobahnen sind die meisten Brücken 
 abrissreif, die Landstraßen als Umgehungsstrecken 
 sind auch kaputt

• Bauprojekte werden immer teurer, die Kosten-
 steigerungen liegen zwischen 30 und 200 %, 
 je nach Projekt und Planungsstand

Die Landesregierung hat keine Konzepte, 
man setzt alles auf das Thema ‚Verkehrswendeʻ 
der Grünen und versucht, den Verkehr so teuer 
und unattraktiv wie möglich zu machen, trifft 
damit speziell im Güterverkehr aber auch 
die Wirtschaft.

#1
NRW

STAULAND
NR. 1 

Im Westen nichts Neues! 
DER HAUSHALT 2020
Der Haushaltsentwurf der CDU-FDP- 
Landesregierung liegt seit September vor. 
Die Regierung bleibt weit hinter den 
 selbstgesteckten Zielen für die  
Konsolidierung zurück. 

T H E M E N
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Wenn jemand dagegen auf der Straße oder auf einem Kon-
zert unter einen Rock fotografiert und das Bild für sich be-
hält, ist dies vom Strafrecht nicht abgedeckt. Das verstößt 
zwar immer noch gegen das allgemeine Persönlichkeits-
recht, kann aber eben strafrechtlich nicht ohne Weiteres 
geahndet werden. Für die Weitergabe des Fotos an Dritte 
könnte man möglicherweise belangt werden – für die Spei-
cherung auf dem eigenen Smartphone aber bislang nicht.

Es ist Aufgabe des Gesetzge-
bers, diese Lücke zu schließen 
und ein Gesetz zu schaffen, 
das auch ‚Upskirting‘ und 
andere Formen des ‚Span-
nens‘ als sexuelle Ausbeutung 
und Belästigung von Frauen 
unter Strafe stellt. Und ge-
nau diese Forderung haben 
wir im Landtag von Nord-
rhein-Westfalen erhoben und 
eine Bundesratsinitiative zur 
Erweiterung des Straftatbe-
standes gefordert. Es wurde 
aber gar nicht in der Sache 
diskutiert, der Antrag wurde 
nämlich abgelehnt, weil man 
„der Alternative für Deutsch-
land ihren Einsatz für das 
Frauenrecht sowieso nicht 
abnehmen würde“.

Nun wird das Thema auf 
Bundesebene diskutiert und 
die Länder NRW und Bayern 
arbeiten gemeinsam an einer 
Bundesratsinitiative. Natür-
lich kann man sich da die 

Frage stellen: Warum nicht 
gleich so? Aber letztlich ist es wichtig, dass sich etwas ändert 
in diesem Land – und wenn es einen abgelehnten Antrag 
der AfD braucht, um die Landesregierung auf die tatsäch-
lichen Probleme aufmerksam zu machen, dann nehmen wir 
das so hin. Vorerst.

Dr. Martin Vincentz, Mitglied des Landtags

Als ‚Upskirting‘ wird eine meist voyeuristische Prak-
tik bezeichnet, bei der in der Regel männliche Täter 

einer Frau mit einer Kamera unter den Rock oder ähnliches 
filmen. Häufig werden solche Fotos ohne das Wissen und 
Einverständnis der betroffenen Frau gemacht.

Wenn jemand heimlich Fotos vom Intimbereich einer an-
deren Person macht, klingt das erstmal so, als sei es strafbar. 
Doch das ist leider häufig nicht der Fall, denn ‚Upskirting‘ 
wird vom deutschen Straf-
recht nicht erfasst. Solche 
Fälle häufen sich ins-
besondere aufgrund des 
technischen Fortschritts 
immer mehr, schließlich 
kann man mittlerweile 
mit jedem Smartphone 
schnell und unbemerkt 
Bilder aufnehmen. Des-
wegen muss sich auch 
hier das Strafrecht an 
neue Technologien anpas-
sen, denn der Staat muss 
seinen Schutzpflichten 
nachkommen. Das Recht 
darf sich in diesem Punkt 
der technischen Entwick-
lung nicht beugen. 

Die Landesregierung 
NRW hat im Mai 2019 
einen Bericht veröffent-
licht, nach denen 1620 
Fälle im Jahr 2017 und 
2018 bereits 2023 Fälle 
nach § 201 a StGB erfasst 
wurden. Dieser Paragraf 
des Strafgesetzbuchs zur 
„Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch 
Bildaufnahmen“ existiert seit 2014 und scheint schon heu-
te überholt: Der vergleichsweise neue Straftatbestand er-
fasst ausschließlich Bildaufnahmen, die im persönlichen 
Rückzugsbereich der oder des Betroffenen, also insbeson-
dere in der eigenen Wohnung oder einem sonst besonders 
geschützten Raum hergestellt werden. 

UPSKIRTING – FOTO MIT MODELS GESTELLT
QUELLE: PICTURE ALLIANCE/CAPITAL PICTURES, FOTOGRAF: RICK GOLD

UPSKIRTING ALS STRAFTATBESTAND ETABLIEREN
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Am 01. Juli stellte die Landesregierung die neue „Koordi-
nierungsstelle Muslimisches Engagement in NRW“ vor. 

Es geht darum alle religiösen Gruppen in einen Dialog einzu-
binden. Miteinander zu reden, ist grundsätzlich positiv, das 
unterstützen wir ausdrücklich. Unter den Teilnehmern fallen 
aber mindestens drei Gruppen negativ auf: der „Zentralrat der 
Muslime“, die „Deutsche Muslimische Gemeinschaft“ und 
die „Ahmadiyya Muslim Jamaat“

Der Zentralrat der Muslime (ZMD) vertritt in 35 Mitglieds-
verbänden ca. 20.000 Menschen – weniger als 1 Prozent aller 
Muslime. Genaue und transparente Angaben gibt es nicht, 
was gute Gründe hat: Zum Zentralrat gehören zahlreiche 
vom Verfassungsschutz beobachtete Verbände – darunter 
die erwähnte Deutsche Muslimische Gemeinschaft, die als 
wichtigste Muslimbrüder-nahe Organisation in NRW gilt. 
Der Landesverfassungsschutz bezeichnet sie als eindeutig ver-
fassungsfeindlich und beobachtet aktuell 11 ihrer Moscheen.

Zum Zentralrat gehört auch der „Türkisch-Islamische Kul-
turverein“. Dahinter verbergen sich die Grauen Wölfe – eben-
falls unter Beobachtung des Verfassungsschutzes. Außerhalb 
von NRW ist das „Islamische Kulturzentrum in Hamburg“ 
besonders kritisch zu betrachten, das dem iranischen Mul-
lah-Regime nahe steht. Funktionäre und Besucher beteiligen 
sich Medienberichten folgend regelmäßig am „Al-Quds-Tag“ 
in Berlin. 

In der Vergangenheit wurden dort u. a. Parolen wie „Juden ins 
Gas“ gerufen. Es ist unerträglich, dass heute in Deutschland 
die sichere Existenz Israels als Teil der deutschen Staatsraison 
in Frage gestellt wird. Der Antrag der AfD-Fraktion, die Zu-
sammenarbeit der Landesregierung mit dem ZMD temporär 
einzustellen – bis zum Ausschluss aller verfassungsfeindlichen 
Organisationen – wurde von allen anderen Fraktionen abge-
lehnt. 

Ebenfalls am Dialog mit der Landesregierung beteiligt ist die 
Ahmadiyya Muslim Jamaat (AMJ), die in NRW den Status 
als Körperschaft des öffentlichen Rechts beantragt hat. Unser 
Antrag, eine Ablehnung zu empfehlen, wurde wiederum von 
allen anderen Fraktionen abgelehnt. Wie ein Imam und isla-
mischer Theologe der AMJ bei der Jahreshauptversammlung 
2019 betonte, betrachtet man sich nicht als liberale oder refor-
mistische Strömung und betont, dass westlich-säkulare Positi-
onen der eigenen Islam-Auslegung diametral entgegenstehen. 

Die Landesregierung sollte sich bei Dialog und Zusammen-
arbeit mit Muslimen auf gemäßigte Verbände konzentrieren. 
Ein positives Beispiel ist die Alevitische Gemeinde. Sie tritt 
modern und aufgeklärt auf und bejaht unsere Lebensweise. 
Man engagiert sich gesellschaftlich, ohne das auf bestimmte 
Gruppen oder gar die eigenen Gemeinden zu reduzieren. 

Gabriele Walger-Demolsky, Mitglied des Landtags
Stellv. Fraktionsvorsitzende

Landesregierung im Dialog mit
VERFASSUNGSFEINDLICHEN ISLAM-VERBÄNDEN

SYMBOLFOTO - DIE HÄNDE ZEIGEN DEN WOLFSGRUSS DER GRAUEN WÖLFE. BEIM WOLFSGRUSS WERDEN 
ZWEI FINGER EINER HAND ALS OHREN ABGESPREIZT UND DIE ANDEREN DREI ZUR SCHNAUZE GEFORMT.  

KUNDGEBUNG HAMBURG 2016, QUELLE: IMAGO IMAGES, FOTOGRAF: LARS BERG 
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kische Verfassungsgericht stellte in richtungsweisenden 
Urteilen fest: Das Kopftuch sei „weniger eine Bekleidung 
besonderer Art als ein Abgrenzungsmerkmal“ und es sei 
„unumgänglich“, dass es zur „Demonstration einer Unter-
stellung“ werde (Urteil vom 7. Mai 1989). „Somit kann 
festgehalten werden, dass eine türkische Herkunftskultur, 
auf die sich die türkischstämmigen Kopftuchträgerinnen in 
Deutschland beziehen könnten, nicht existiert.“ (Göztepe, 
Die Kopftuchdebatte in der Türkei, 2004, Bundeszentrale 
für politische Bildung)

Das Kopftuch sexualisiert Mädchen bereits vor der Puber-
tät und nimmt ihnen so das Recht auf eine unbeschwerte 
Kindheit und die Selbstbestimmung über ihren Körper. Sie 
werden dadurch in ihrer Entwicklung zurückgehalten und 
im Ausleben altersgerechter Verhaltensweisen behindert. 
Daher setzen sich auch renommierte Frauenrechtlerinnen 
vehement für ein Verbot dieser Praxis zumindest im schuli-
schen Bereich ein. 

Ein Kopftuchverbot dient dem Schutz des Kindeswohls 
und erleichtert die Integration des Kindes in die deutsche 
Gesellschaft. Es setzt damit den staatlichen Bildungsauftrag 
um. Dem Kindeswohl wie auch den Bildungsidealen ent-
spricht es, die selbstbestimmte Persönlichkeitsentwicklung 
von Mädchen aus muslimischen Elternhäusern zu garan-
tieren und sie davor zu bewahren, sich innerhalb der Klas-
sengemeinschaft auszugrenzen. Ein Kopftuchverbot schützt 
die Mädchen davor, im Sinne einer fundamentalistisch-ar-
chaischen Glaubenspraxis, die die Gleichberechtigung der 
Geschlechter negiert, instrumentalisiert und konditioniert 
zu werden. 

Helmut Seifen, Mitglied des Landtags
Stellv. Fraktionsvorsitzender

Gabriele Walger-Demolsky, Mitglied des Landtags
Stellv. Fraktionsvorsitzende
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Freie Persönlichkeitsentwicklung und  
Selbstbestimmung junger Mädchen sichern  
Kopftuchverbot an Schulen endlich umsetzen! 
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Schon seit Jahrzehnten wird die Politik vor die besonde-
re Herausforderung gestellt, auf den Konflikt zwischen 

den Glaubenspraktiken von zugewanderten Menschen aus 
anderen Kulturkreisen und den Vorgaben der freiheitlichen 
Verfassungs- und Gesellschaftsordnung in Deutschland zu 
reagieren. Ein besonders umstrittener und gerade in letz-
ter Zeit intensiv diskutierter Aspekt ist dabei die Verhül-
lung des Kopfes von jungen Mädchen aus muslimischen 
Elternhäusern bereits in einem Alter, das weit unterhalb der 
gesetzlichen Altersgrenze der uneingeschränkten Religions-
mündigkeit von 14 Jahren liegt. Während vor gut zwanzig 
Jahren keines der jungen Mädchen ein Kopftuch getragen 
hat, zeigt sich mittlerweile die starke Veränderung unserer 
Gesellschaft zur Islamisierung hin. Man sieht in Schulen 
zahlreiche Mädchen mit einem Kopftuch, wodurch sie ihre 
Sittsamkeit gegenüber der Öffentlichkeit zum Ausdruck 
bringen wollen. 

Der ehemalige französische Präsident Jacques Chirac kün-
digte bereits 2003 das gesetzliche Verbot von ostentativen 
religiösen Symbolen an. Das „Verbot deutlich sichtbarer 
religiöser Zeichen in den Schulen“ wurde 2004 mit einer 
überwältigenden Mehrheit verabschiedet. Das österreichi-
sche Parlament hat im Mai 2019 ein Verbot von Kopftü-
chern an Grundschulen beschlossen. Es betrifft junge Schü-
lerinnen und gilt bis zum Ende des Schuljahres, in dem die 
Mädchen zehn werden. Auch in Ländern wie der Türkei 
wird das Thema Kopftuchverbot nicht so stiefmütterlich 
behandelt wie in Deutschland. Im Gegenteil: Säkulare Par-
teien wie die CHP hatten sich vor der Erdogan-Ära stets 
auf den Republikgründer Kemal Atatürk berufen, und so 
wachte die säkulare Elite streng darüber, ihr laizistisches 
Staatsmodell gewahrt zu wissen. Der Laizismus ist in der 
türkischen Verfassung als eines der wichtigsten Staatsprin-
zipien niedergeschrieben. Erst die islamisch-konservative 
AKP schaffte die Verbote der Kopfbedeckung nach und 
nach ab – so hatte es Präsident Erdogan seinen konserva-
tiven Wählern versprochen. Damit erzeugte er allerdings 
einen tiefen ideologischen Graben am Bosporus. Das tür-
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G
Wenn der Ball rollt, dann konzentrieren sich 
alle auf das Spiel. Das ist auch gut so. Keiner 
sollte sich Gedanken machen müssen, wie 
viel Mikroplastik dabei vom Spielfeld gelangt. 
Statt einem kategorischen Verbot von Kunst-
stoff-Granulat bekennen wir uns zu unseren 
Sportplätzen. Ein deutsches Unternehmen 
konnte zeigen, dass ein Rinnenfiltersystem 
hocheffizient Plastik zurückhalten kann. Inno-
vation ist der Weg, den wir fördern und gehen 
müssen – nicht die Verbote, die schon bald von 
der Landesregierung umgesetzt werden sollen.

Andreas Keith, MdL

Granulatverbot bald auf 
nordrhein-westfälischen 

Kunstrasenplätzen?

I
Seit Dezember 2018 berät der Landtag dar-
über, sich auf Bundesebene für einen Ausbau 
der Kurse zur Sprach- und Wertevermittlung 
um 50 % einzusetzen, von insgesamt 700 auf 
1050 Stunden – ohne vorherige Qualitäts-
sicherung. Wichtiger wären aus meiner Sicht 
eine Differenzierung nach Lerntempo, mehr 
Verbindlichkeit bei der Teilnahmepflicht und 
eine verstärkte Vermittlung unserer Leitkultur 
und Rechtsordnung.  

Gabriele Walger-Demolsky, MdL

Integrationskurse für 
Flüchtlinge

A
Bei der Diskussion um die alleingelassenen 
Bergleute wurde es laut im Landtag (s. S. 8). 
Einige Abgeordnete von der FDP echauffierten 
sich, man fühle sich bedroht. Ich habe darauf-
hin Stephan Haupt vor Zeugen angeboten, 
mich zwecks Abhärtung zu einer AfD-Veran-
staltung in Köln zu begleiten. Überrascht las 
ich danach im Kölner Stadt-Anzeiger, ich habe 
den FDP-Kollegen bedroht und ihm angebo-
ten „vor die Tür zu gehen“. Diese Behauptung 
ist natürlich falsch und wurde der Zeitung in-
zwischen gerichtlich untersagt.

Sven W. Tritschler, MdL 

Angst, Schrecken  
und Fantasie im Landtag

S
Noch in diesem Jahr soll der Landtag die Re-
form des Kinderbildungsgesetzes „zur qualita-
tiven Weiterentwicklung der frühen Bildung“ 
beschließen. Der Entwurf ist enttäuschend. 
Das ‚Mehr‘ erschöpft sich in mehr Geld: Es 
bleibt ein reines Kita-Finanzierungs-Gesetz. 
Die Regierung liefert keine neuen Ideen zu 
mehr Qualität. Eltern, die ihre Kleinkinder zu 
Hause betreuen, gehen weiter leer aus. 

Ohne uns, Herr Stamp! 

Iris Dworeck-Danielowski, MdL

Stamps Reform
bleibt ein Reförmchen

D
Mit der ‚Loverboy-Methode‘ verführen Män-
ner junge Frauen und gaukeln eine Beziehung 
vor, um sie später auszubeuten und in die Pros-
titution zu zwingen. Auch die Anhörung dazu 
hat gezeigt, dass der Staat kaum noch repres-
siv gegen Täter und Hintermänner vorgehen 
kann. Stattdessen sollen Aufklärer und Berater 
eingesetzt werden, um potentielle Opfer zu 
schützen. 

Opfer schützen – Täter hinter Gitter, das muss 
die Devise sein.

Thomas Röckemann, MdL

Das Geschäft mit der  
jungen Liebe

S
Im Zuge der Haushaltsberatungen soll auch 
die Landeshaushaltsordnung verändert werden. 
Die Landesregierung möchte dort weitere Tei-
le der Schuldenbremse verankern, die gemäß 
Grundgesetz ab 2020 für Bund und Länder 
gilt. Im Laufe der Haushaltsklausur haben wir 
unsere Unterstützung für die Verankerung in 
der Landesverfassung angeboten. Die Koalition 
aus CDU und FDP hat eine Stimme Mehrheit, 
mit der AfD wären es schon 113 der nötigen 
133 Stimmen. Rot-Grün ist wohl nicht an 
einer Änderung der Landesverfassung gelegen. 
Was dazu künftige Generationen sagen werden? 

Herbert Strotebeck, MdL

Schuldenbremse nicht in  
die Verfassung - rot-grüne 

Unverantwortlichkeit

C
Die CDU NRW hält an Windindustrieanla-
gen fest, während die CDU Thüringen plaka-
tiert: „Windrad-Wahnsinn. Schluss damit!“

Christian Loose, MdL

CDU durch den Wind

F
Mehrere Museen in NRW bieten Flüchtlingen 
kostenfreien Eintritt an. Wird das Angebot an-
genommen, gibt es großes Interesse an unserer 
Kultur? Die Antwort auf meine kleine Anfrage 
ist ernüchternd: In die Kunstsammlung NRW, 
die Bundeskunsthalle Bonn und das Ruhrmu-
seum ‚verirrte‘ sich seit 2016 im Schnitt nur 
jeweils ein Flüchtling am Tag. Zusätzlich be-
suchten 264 Gruppen die 3 Museen. Kein gu-
tes Zeichen für den Integrationswillen. 

Gabriele Walger-Demolsky, MdL

Flüchtlinge in Museen A
Nachdem die Gräueltaten von Lügde publik 
wurden, gab es reges Interesse an den Ermitt-
lungen. Die Anhörung zur Prävention von 
sexueller Gewalt gegen Kinder hat viele Er-
kenntnisse geliefert. Das Ministerium für Kin-
der, Familie und Jugend hat ein umfassendes 
Impulspapier zu Veränderungen zum Schutz 
unserer Kinder erstellt. Es bleibt unsere Aufga-
be als Opposition, genau hinzusehen, was der 
Minister konkret ins Rollen bringt. 

Iris Dworeck-Danielowski, MdL

Aus Lügde lernen

W
Die Umweltgefahren durch Windenergie-
anlagen drängen immer mehr ins öffentliche 
Bewusstsein. Sie sind nicht nur verantwortlich 
für den Rückgang vieler Vogel- und Fleder-
mausarten. Jedes Jahr sterben zudem hochge-
rechnet 1,2 Billionen(!) Insekten durch Schlag 
und Barotrauma. Die AfD-Fraktion macht 
keine Abstriche beim gesetzlichen Naturschutz 
für eine Ökolobby und fordert eine Nachfol-
gestudie über die Auswirkungen auf die Flug-
insekten.

Dr. Christian Blex, MdL

Windräder 
auch tödlich für Insekten

F
Wer in den letzten Jahren die veröffentlichte 
Meinung in TV, Rundfunk und Presse verfolgt 
hat, dürfte sich mit einem Schlag in die dreißi-
ger Jahre zurückversetzt gefühlt haben, so be-
ständig werden wir auf die historische Analogie 
zu dieser Epoche aufmerksam gemacht. Die 
mantrahafte Warnung vor einem Wiederauf-
kommen der Geschehnisse zwischen 1933 und 
1945 reicht allerdings entschieden zu kurz. 
Viel sinnvoller sind heutzutage die Parallelen 
zur Völkerwanderungszeit und dem Unter-
gang des römischen Reiches. Darauf weist der 
renommierte Althistoriker Prof. Alexander De-
mandt hin, der im Auftrag der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung ein Gutachten verfasste. Das 
Ergebnis war der CDU-nahen Stiftung jedoch 
nicht genehm, weshalb sie eine Veröffentli-
chung verhinderte. Mittlerweile ist der Text im 
Internet zugänglich. Es lohnt ihn zu lesen. 

Helmut Seifen, MdL

Falsche Analogie

K U R Z  N O T I E R T
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Seit dem Einzug der AfD in den Landtag Nordrhein-West-
falens werden uns Steine in den Weg gelegt, um unsere 
parlamentarische Arbeit mutwillig zu erschweren. In einem 
demokratischen Rechtsstaat ist es vornehmste Aufgabe der 
Opposition, die Arbeit der Regierung zu kontrollieren. Die 
Beschneidung unserer Rechte als Oppositionsfraktion ist 
Sinnbild der aktuellen politischen Lage in Deutschland 
und in Nordrhein-Westfalen.

Denn es gehört leider zur Wahrheit, dass die Regierung und 
die sie tragenden Parteien unter Umständen kein Interesse 
daran haben, der Opposition alle wesentlichen Informa-
tionen zur Verfügung zu stellen. Umso erstaunlicher und 
bedauernswerter ist es, dass die anderen Oppositionsfrak-
tionen bei diesem Polittheater mitziehen.

Unter dem pseudodemokratischen Deckmäntelchen 
stimmt man Überweisungen unserer Anträge in die jewei-
ligen Ausschüsse zu. Die Beratungen dort unterliegen dann 
immer dem gleichen Prozedere: Wenn überhaupt über 
unsere Anträge gesprochen wird, dann kommen die im-
mer gleichen Worthülsen wie „ewiggestrig“, „handwerklich 
schlecht gemacht“ und natürlich „(rechts-)populistisch“. 
Sachargumente? Fehlanzeige! Es ist deshalb nicht verwun-
derlich, dass bisher keinem einzigen unserer Anträge von 
einer anderen Fraktion zugestimmt wurde.

Ironischerweise werden unsere Anträge ein paar Monate 
später aus der Schublade herausgeholt und als frisierter An-
trag einer anderen Fraktion wieder auf der Tagesordnung 
eingebracht. Das ist eines demokratischen Rechtsstaates 
unwürdig!

Die Einschränkung unserer oppositionellen Rechte ist noch 
an anderen Punkten ersichtlich. So sind wir innerhalb des 
Landtages räumlich von den anderen Fraktionen getrennt. 
Während diese auf der Ebene des Plenarsaals im dritten 
Stockwerk untergebracht sind, residieren wir auf der ersten 
Ebene im ehemaligen Verwaltungstrakt.

Auch wird uns bis heute der stellvertretende Präsident des 
Landtages verwehrt. Hierzu wurde absichtlich zu Beginn 
der Legislaturperiode die Geschäftsordnung so abgeändert, 
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dass nur die anderen Fraktionen einen Präsidenten stellen 
können. Auch hier waren die anderen Oppositionsfraktio-
nen aktiv beteiligt.

Mit noch einer unrühmlichen Aktion konnte der Landtag 
in dieser Legislaturperiode aufwarten. Zum ersten Mal in 
der Geschichte des Landtages wurde die von uns beantragte 
Enquete-Kommission durch die anderen Fraktionen ver-
sagt. Selbst die einfachsten Informationsrechte der Abge-
ordneten, die eine parlamentarische Arbeit erst vollumfäng-
lich ermöglichen, werden beschnitten. So wurde eine große 
Anfrage zu „gefährlichen und verrufenen Orten in Nord-
rhein-Westfalen“ vom Innenministerium nur unzureichend
beantwortet. Die Fraktion musste deswegen vor den Ver-
fassungsgerichtshof Nordrhein-Westfalen ziehen. 

Und noch eine weitere Klage wurde vor dem Verfassungsge-
richtshof eingereicht, da das Frage- und Informationsrecht 
unserer Fraktion verletzt wurde. Dabei sah die Regierung 
nach der Klageerhebung unseren rechtlichen Anspruch 
doch noch ein und erkannte die Klage an. 

Schon vor Klageerhebung wurde einer unserer Anträge auf 
Stärkung der Abgeordnetenrechte im Rahmen der Zutritts- 
und Einsichtsrechte vor Landesbehörden im Landtag ver-
sagt.

Ich empfi nde dies als Zumutung. Die Vertreter der alten 
Parteien täten gut daran, mit uns genau so umzugehen, wie 
sie es von uns erwarten, würden wir die Regierung stellen.

Thomas Röckemann 
Mitglied des Landtags
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Sie können unser Magazin auch online abonnieren. 
Der nebenstehende QR-Code führt Sie direkt auf die 
Anmeldeseite: afd-fraktion.nrw/blickwinkel

SIE MÖCHTEN UNSER KOSTENLOSES 
MAGAZIN BLICKWINKEL ABONNIEREN  
UND IN ZUKUNFT PORTOFREI NACH  
HAUSE GESCHICKT BEKOMMEN?

Nichts einfacher als das. Füllen Sie dazu die beiliegende 
Postkarte aus und senden Sie sie an uns zurück.

A
G

EN
TU

RF
O

TO
/M

IT
 M

O
D

EL
S 

G
ES

TE
LL

T/
LO

LO
ST

O
C

K/
A

LA
M

Y 
ST

O
C

K 
FO

TO


